
§ 246 Abs. 8 - 17 BauGB 
Sonderregelungen für Flüchtlingsunterkünfte  

 

mit den Änderungen durch Art 6 des „Asylverfahrensbeschleunigungsgesetzes“ vom 20. Oktober 
2015 (BGBl. I S. 1722), in Kraft getreten am 24. Oktober 2015. 

 

(8) Bis zum 31. Dezember 2019 gilt § 34 Absatz 3a Satz 1 entsprechend für die Nutzungsände-
rung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen in bauliche Anlagen, die der Unterbringung 
von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen, und für deren Erweiterung, Änderung oder Er-
neuerung.  

[Text § 34 Abs. 3a S. 1 BauGB: Vom Erfordernis des Einfügens in die Eigenart der näheren Um-
gebung nach Absatz 1 Satz 1 kann im Einzelfall abgewichen werden, wenn die Abweichung 
1. der Erweiterung, Änderung, Nutzungsänderung oder Erneuerung eines zulässigerweise errich-

teten Gewerbe oder Handwerksbetriebs, einschließlich der Nutzungsänderung zu Wohnzwe-
cken, oder der Erweiterung, Änderung oder Erneuerung einer zulässigerweise errichteten, 
Wohnzwecken dienenden baulichen Anlage dient, 

2. städtebaulich vertretbar ist und 
3. auch unter Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist.] 

 

(9) Bis zum 31. Dezember 2019 gilt die Rechtsfolge des § 35 Absatz 4 Satz 1 für Vorhaben ent-
sprechend, die der Unterbringung von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden dienen, wenn das 
Vorhaben im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit nach § 30 Absatz 1 oder § 34 zu 
beurteilenden bebauten Flächen innerhalb des Siedlungsbereichs erfolgen soll. 

 
[Text § 35 Abs. 4 S. 1 BauGB: Den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne 
des Absatzes 2 kann nicht entgegengehalten werden, dass sie Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans oder eines Landschaftsplans widersprechen, die natürliche Eigenart der Land-
schaft beeinträchtigen oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersied-
lung befürchten lassen, soweit sie im Übrigen außenbereichsverträglich im Sinne des Absat-
zes 3 sind]: 

 

(10) 1Bis zum 31. Dezember 2019 kann in Gewerbegebieten (§ 8 der Baunutzungsverordnung, 
auch in Verbindung mit § 34 Absatz 2) für Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkünfte 
oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende von den Festsetzungen des Be-
bauungsplans befreit werden, wenn an dem Standort Anlagen für soziale Zwecke als Ausnahme 
zugelassen werden können oder allgemein zulässig sind und die Abweichung auch unter Würdi-
gung nachbarlicher Interessen mit öffentlichen Belangen vereinbar ist. 2§ 36 gilt entsprechend. 

 

(11) 1Soweit in den Baugebieten nach den §§ 2 bis 7 der Baunutzungsverordnung (auch in Ver-
bindung mit § 34 Absatz 2) Anlagen für soziale Zwecke als Ausnahme zugelassen werden kön-
nen, gilt § 31 Absatz 1 mit der Maßgabe, dass dort bis zum 31. Dezember 2019 Aufnahmeein-
richtungen, Gemeinschaftsunterkünfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegeh-
rende in der Regel zugelassen werden sollen. 2Satz 1 gilt entsprechend für in übergeleiteten 
Plänen festgesetzte Baugebiete, die den in Satz 1 genannten Baugebieten vergleichbar sind.  
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(12) 1Bis zum 31. Dezember 2019 kann für die auf längstens drei Jahre zu befristende 

1. Errichtung mobiler Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende, 

2. Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen in Gewerbe- und In-
dustriegebieten sowie in Sondergebieten nach den §§ 8 bis 11 der Baunutzungsverord-
nung (auch in Verbindung mit § 34 Absatz 2) in Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschafts-
unterkünfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende  

von den Festsetzungen des Bebauungsplans befreit werden, wenn die Befreiung auch unter 
Würdigung nachbarlicher Interessen mit den öffentlichen Belangen vereinbar ist. 2§ 36 gilt ent-
sprechend. 

 

(13) 1Im Außenbereich (§ 35) gilt unbeschadet des Absatzes 9 bis zum 31. Dezember 2019 die 
Rechtsfolge des § 35 Absatz 4 Satz 1 entsprechend für 

3. die auf längstens drei Jahre zu befristende Errichtung mobiler Unterkünfte für Flüchtlinge 
oder Asylbegehrende, 

4. die Nutzungsänderung zulässigerweise errichteter baulicher Anlagen, auch wenn deren 
bisherige Nutzung aufgegeben wurde, in Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunter-
künfte oder sonstige Unterkünfte für Flüchtlinge oder Asylbegehrende, einschließlich ei-
ner erforderlichen Erneuerung oder Erweiterung. 

2Für Vorhaben nach Satz 1 gilt § 35 Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3 entsprechend. 3Wird 
zum Zeitpunkt einer Nutzungsänderung nach Satz 1 Nummer 2 eine Nutzung zulässigerweise 
ausgeübt, kann diese im Anschluss wieder aufgenommen werden; im Übrigen gelten für eine 
nachfolgende Nutzungsänderung die allgemeinen Regeln. 4Die Rückbauverpflichtung nach Satz 
2 entfällt, wenn eine nach Satz 3 zulässige Nutzung aufgenommen wird oder wenn sich die Zu-
lässigkeit der nachfolgenden Nutzung aus § 30 Absatz 1, 2 oder § 33 ergibt. 5Die Sicherstellung 
der Rückbauverpflichtung nach Satz 2 in entsprechender Anwendung des § 35 Absatz 5 Satz 3 
ist nicht erforderlich, wenn Vorhabenträger ein Land oder eine Gemeinde ist. 

 
[Text § 35 Abs. 4 S. 1 BauGB: Den nachfolgend bezeichneten sonstigen Vorhaben im Sinne 
des Absatzes 2 kann nicht entgegengehalten werden, dass sie Darstellungen des Flächen-
nutzungsplans oder eines Landschaftsplans widersprechen, die natürliche Eigenart der Land-
schaft beeinträchtigen oder die Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung einer Splittersied-
lung befürchten lassen, soweit sie im Übrigen außenbereichsverträglich im Sinne des Absat-
zes 3 sind]: 
Text § 35 Abs. 5 S. 2 Halbsatz 1 und Satz 3 BauGB: „„Für Vorhaben nach Absatz 1 Nr. 2 bis 6 
ist als weitere Zulässigkeitsvoraussetzung eine Verpflichtungserklärung abzugeben, das Vor-
haben nach dauerhafter Aufgabe der zulässigen Nutzung zurückzubauen und Bodenversiege-
lungen zu beseitigen; … . Die Baugenehmigungsbehörde soll durch nach Landesrecht vorge-
sehene Baulast oder in anderer Weise die Einhaltung der Verpflichtung nach Satz 2 sowie 
nach Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 Buchstabe g sicherstellen.] 

 

(14) 1Soweit auch bei Anwendung der Absätze 8 bis 13 dringend benötigte Unterkunftsmög-
lichkeiten im Gebiet der Gemeinde, in der sie entstehen sollen, nicht oder nicht rechtzeitig 
bereitgestellt werden können, kann bei Aufnahmeeinrichtungen, Gemeinschaftsunterkünften 
oder sonstigen Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende bis zum 31. Dezember 
2019 von den Vorschriften dieses Gesetzbuchs oder den aufgrund dieses Gesetzbuchs er-
lassenen Vorschriften in erforderlichem Umfang abgewichen werden. 2Zuständig ist die höhe-
re Verwaltungsbehörde. 3Die Gemeinde ist anzuhören; diese Anhörung tritt auch an die Stelle 
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des in § 14 Absatz 2 Satz 2 vorgesehenen Einvernehmens. 4Satz 3 findet keine Anwendung, 
wenn Vorhabenträger die Gemeinde oder in deren Auftrag ein Dritter ist. 5Für Vorhaben nach 
Satz 1 gilt § 35 Absatz 5 Satz 2 Halbsatz 1 und Satz 3 entsprechend. 6Absatz 13 Satz 3 gilt 
entsprechend. 7Die Rückbauverpflichtung nach Satz 5 entfällt, wenn eine nach Satz 6 zuläs-
sige Nutzung aufgenommen wird oder wenn sich die Zulässigkeit der nachfolgenden Nutzung 
aus § 30 Absatz 1, 2 oder § 33 ergibt. 8Die Sicherstellung der Rückbauverpflichtung nach 
Satz 5 in entsprechender Anwendung des § 35 Absatz 5 Satz 3 ist nicht erforderlich, wenn 
Vorhabenträger ein Land oder eine Gemeinde ist. 9Wenn Vorhabenträger ein Land oder in 
dessen Auftrag ein Dritter ist, gilt § 37 Absatz 3 entsprechend; im Übrigen findet § 37 bis zum 
31. Dezember 2019 auf Vorhaben nach Satz 1 keine Anwendung. 

[Text § 37 Abs. 3 BauGB: „Entstehen der Gemeinde infolge der Durchführung von Maßnah-
men nach den Absätzen 1 und 2 Aufwendungen für Entschädigungen nach diesem Gesetz-
buch, sind sie ihr vom Träger der Maßnahmen zu ersetzen. Muss infolge dieser Maßnahmen 
ein Bebauungsplan aufgestellt, geändert, ergänzt oder aufgehoben werden, sind ihr auch die 
dadurch entstandenen Kosten zu ersetzen.“] 

 

(15) In Verfahren zur Genehmigung von baulichen Anlagen, die der Unterbringung von Flüchtlin-
gen oder Asylbegehrenden dienen, gilt bis zum 31. Dezember 2019 das Einvernehmen abwei-
chend von § 36 Absatz 2 Satz 2 (auch in Verbindung mit Absatz 10 Satz 2 und Absatz 12 Satz 2) 
als erteilt, wenn es nicht innerhalb eines Monats verweigert wird. 

 

(16) Bei Vorhaben nach den Absätzen 9 und 13 gilt § 18 Absatz 3 Satz 2 des Bundesnatur-
schutzgesetzes bis zum 31. Dezember 2019 entsprechend. 

[Text § 18 Abs. 3 Satz 2 BNatSchG: „Äußert sich in den Fällen des § 34 des Baugesetzbu-
ches die für Naturschutz und Landschaftspflege zuständige Behörde nicht binnen eines Mo-
nats, kann die für die Entscheidung zuständige Behörde davon ausgehen, dass Belange des 
Naturschutzes und der Landschaftspflege von dem Vorhaben nicht berührt werden“.] 

 

(17) Die Befristung bis zum 31. Dezember 2019 in den Absätzen 8 bis 16 bezieht sich nicht auf 
die Geltungsdauer einer Genehmigung, sondern auf den Zeitraum, bis zu dessen Ende im bau-
aufsichtlichen Zulassungsverfahren von den Vorschriften Gebrauch gemacht werden kann. 
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